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Beschlussempfehlung und Bericht 
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zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Winfried Wolf, Dr. Ilja Seifert, Monika Balt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der PDS 
- Drucksache 14/9365 - 


Erhalt der Bahnwerke - behindertengerechte Umrüstung des Wagenparks 
der Deutsche Bahn AG 


A. Problem 

Die Antragsteller haben einen Antrag eingebracht, in dem unter anderem gefor- 
dert wird, dass der Deutsche Bundestag die Bundesregierung auffordern soll, 
ein Finanzprogramm aufzulegen, um eine Umrüstung des Wagenparks im 
Schienenverkehr mit dem Ziel vorzunehmen, bestimmte Verbesserungen für 
Behinderte und Fahrradfahrer sowie Verbesserungen bei der Sicherheit zu er- 
reichen. Weiterhin soll die Bundesregierung nach dem Antrag mit der Deutsche 
Bahn AG eine Übereinkunft erzielen, nach der die verkündeten Werksschlie- 
ßungen von Bahnwerken rückgängig und eine Garantie zum Erhalt aller Stand- 
orte gegeben wird. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktion der 
PDS bei Stimmenthaltung eines Mitglieds der Fraktion der SPD 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 14/9365 - abzulehnen. 


Berlin, den 26. Juni 2002 


Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

Eduard Oswald Wieland Sorge 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Wieland Sorge 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Drucksache 
14/9365 in seiner 243. Sitzung am 14. Juni 2002 beraten 
und an den Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen zur Beratung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Der Antrag auf Drucksache 14/9365 hat zum Ziel, dass der 
Deutsche Bundestag die Bundesregierung auffordert, ein ge- 
sondertes Finanzprogramm aufzulegen, um eine Umrüstung 
des Wagenparks im Schienenverkehr vorzunehmen, mit dem 
Ziel, bestimmte Verbesserungen für Behinderte und Fahrrad- 
fahrer sowie Verbesserungen bei der Sicherheit zu erreichen. 
Weiterhin soll die Bundesregierung nach dem Antrag mit der 
Deutsche Bahn AG eine Übereinkunft erzielen, nach der die 
verkündeten Werksschließungen von Bahnwerken rückgängig 
und eine Garantie zum Erhalt aller Standorte gegeben wird. 

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im 
Ausschuss 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat 

den Antrag in seiner 88. Sitzung am 26. Juni 2002 beraten und 
empfiehlt mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der 
Fraktion der PDS bei Stimmenthaltung eines Mitglieds der 
Fraktion der SPD, den Antrag abzulehnen. 

Die Fraktion der SPD meinte, die Erfüllung der Forderun- 
gen des Antrags bedeute eine Einmischung in die unterneh- 
merische Entscheidungsfreiheit der Deutsche Bahn AG. 
Dies lehne man ab, denn die Deutsche Bahn AG solle zu 
einem national und international wettbewerbsfähigen Unter- 
nehmen werden. Einige Werke würden in den nächsten 
Jahren nur noch zu 50 %, zum Teil nur noch zu 20 % ausge- 
lastet sein, so dass die Deutsche Bahn AG keine andere Mög- 
lichkeit als die der Schließung von Werken gesehen habe. 
Der Bundeskanzler und Bundesminister Kurt Bodewig 
hätten sich bereits frühzeitig für die Erhaltung von Bahnwer- 
ken und für eine sozialverträgliche Lösung eingesetzt. Die 
entsprechenden Gespräche sollten wieder aufgenommen 
werden und man solle darin dann gemeinsam nach einer 
Lösung suchen. Was die Anpassung des Wagenparks der 
Deutsche Bahn AG an die gesetzlichen Bestimmungen, die 
Verbesserungen für Behinderte vorsähen, betreffe, wäre dies 
bei neuen Wagen bereits gewährleistet, die Umrüstung des 
großen bestehenden Wagenparks benötige aber noch Zeit. 

Die Fraktion der CDU/CSU führte aus, sie schließe sich den 
von der Fraktion der SPD genannten Einwänden gegen den 
Antrag an, mit Ausnahme des Lobs für die Bundesregierung. 
Man sei an einer Erhaltung der Werke interessiert, lehne aber 
eine Einmischung in die unternehmerischen Angelegenheiten 
der Deutsche Bahn AG ab. Es fehle allerdings ein schlüssiges 
Konzept der Deutsche Bahn, so dass die Entscheidungen über 
Werksschließungen willkürlich getroffen würden. 


Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN meinte, man 
erwarte von dem Bundesunternehmen Deutsche Bahn AG 
eine sozialverträgliche Umstrukturierung, man dürfe das 
Unternehmen damit aber nicht allein lassen. Die Bundes- 
regierung sorge bereits mit erheblichen Finanzmitteln dafür, 
dass bei der Deutsche Bahn AG keine Entlassungen statt- 
fänden. Man erwarte ein offensives Standortmanagement, in 
dessen Rahmen nach privaten Investoren gesucht werde. 
Was behindertengerechte Einrichtungen anbelange, sei der 
gesamte öffentliche Verkehr gefordert und nicht nur die 
Bahn. Der Staat solle nicht alles vorschreiben, falls gesetz- 
liche Bestimmungen nicht eingehalten würden, gebe es die 
gesetzlich vorgesehenen Sanktionen. Die Eisenbahnen seien 
verpflichtet, Programme zur Gewährleistung der Barriere- 
freiheit zu entwickeln, müssten aber dabei auch die Ver- 
bände der Betroffenen anhören. Man solle die Bundesregie- 
rung bitten, gegenüber der Deutsche Bahn AG die Erwar- 
tung der vollständigen Umsetzung der gesetzlichen Bestim- 
mungen zum Ausdruck zu bringen. 

Die Fraktion der FDP bemerkte, wenn das Wagenmaterial 
immer besser werde und sich dadurch der Arbeitsanfall ver- 
mindere, müsse dies Konsequenzen in Bezug auf eine An- 
passung der Kapazitäten haben. Man habe dafür immer ein 
schlüssiges Konzept der Bahn gefordert, welches dann kon- 
sequent umgesetzt und nicht im Einzelfall missachtet 
werde. Man befürworte Privatisierungslösungen, aber auch 
die Bahnindustrie habe Überkapazitäten. Was die Umset- 
zung der gesetzlichen Bestimmungen zugunsten Behinder- 
ter betreffe, erwarte man von der Deutsche Bahn AG beson- 
deres Engagement, denn diese sei seit der Bahnreform mit 
sehr hohen Beträgen aus Steuermitteln gefördert worden. 
Man könne nicht bei Bedarf auf den Status als Privatunter- 
nehmen verweisen und sich eine Einmischung verbitten und 
andererseits mit einem Verweis auf die Wahrnehmung öf- 
fentlicher Interessen staatliche Mittel fordern. 

Die Fraktion der PDS führte aus, Schließungen von 
Bahnwerken seien bereits im Gange. Sie beträfen vor 
allem Standorte in den neuen Bundesländern und träfen 
wirtschaftlich schwache Regionen. Es seien ihr keine Pläne 
für neue Gespräche mit der Deutsche Bahn AG über die- 
ses Thema bekannt. Dem Argument, die Werke seien nicht 
ausgelastet, sei entgegenzuhalten, dass eine Auslastung 
von 50 bis 60 % normal sei und man die Auslastung von 
Ausbesserungswerken nicht an den Maßstäben für die Aus- 
lastung von Industrieunternehmen messen könne. Zudem 
beinhalte der Antrag ein Konzept, wie die Werke ausgelas- 
tet werden könnten. Für die dort genannten Maßnahmen 
gebe es einen gesellschaftlichen Bedarf. Auf den Ein- 
wand, man könne nicht in die unternehmerische Unabhän- 
gigkeit der Bahn eingreifen, sei zu erwidern, dass es bei 
den Verbesserungen für Behinderte um die Umsetzung ge- 
setzlicher Regelungen gehe und die entsprechende Tech- 
nik bereits verfügbar sei. 


Berlin, den 26. Juni 2002 

Wieland Sorge 

Berichterstatter 
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